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Hinweis: Diese Auszüge aus dem Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen sind nicht die 
amtliche Fassung. Diese finden Sie nur im 
Bundesgesetzblatt. 

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWG)  
 

Teil 1 
Wettbewerbsbeschränkungen 

Kapitel 1 
Wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen,  

Beschlüsse und abgestimmte Verhaltensweisen 
 

§ 1 Verbot wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen 

Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und auf-

einander abgestimmte Verhaltensweisen, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfäl-

schung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken, sind verboten. 

 

§ 2 Freigestellte Vereinbarungen 

(1) Vom Verbot des § 1 freigestellt sind Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse 

von Unternehmensvereinigungen oder aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die 

unter angemessener Beteiligung der Verbraucher an dem entstehenden Gewinn zur Ver-

besserung der Warenerzeugung oder -verteilung oder zur Förderung des technischen 

oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, ohne dass den beteiligten Unternehmen 

1. Beschränkungen auferlegt werden, die für die Verwirklichung dieser Ziele nicht 

unerlässlich sind, oder 

2. Möglichkeiten eröffnet werden, für einen wesentlichen Teil der betreffenden Wa-

ren den Wettbewerb auszuschalten. 

(2) Bei der Anwendung von Absatz 1 gelten die Verordnungen des Rates oder der Europäi-

schen Kommission über die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrages über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen, Be-

schlüsse von Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte Verhaltens-

wiesen (Gruppenfreistellungsverordnungen) entsprechend. Dies gilt auch, soweit die dort 

genannten Vereinbarungen, Beschlüsse und Verhaltensweisen nicht geeignet sind, den 

Handel zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu beeinträchtigen. 
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§ 3 Mittelstandskartelle 

Vereinbarungen zwischen miteinander im Wettbewerb stehenden Unternehmen und Be-

schlüsse von Unternehmensvereinigungen, die die Rationalisierung wirtschaftlicher Vorgänge 

durch zwischenbetriebliche Zusammenarbeit zum Gegenstand haben, erfüllen die Vorausset-

zungen des § 2 Absatz 1, wenn 

1. dadurch der Wettbewerb auf dem Markt nicht wesentlich beeinträchtigt wird und 

2. die Vereinbarung oder der Beschluss dazu dient, die Wettbewerbsfähigkeit kleiner 

oder mittlerer Unternehmen zu verbessern. 

 

Kapitel 2 
Marktbeherrschung, sonstiges  

wettbewerbsbeschränkendes Verhalten 
 

§ 18 Marktbeherrschung 

(1) Ein Unternehmen ist marktbeherrschend, soweit es als Anbieter oder Nachfrager einer 

bestimmten Art von Waren oder gewerblichen Leistungen auf dem sachlich und räumlich 

relevanten Markt 

1. ohne Wettbewerber ist, 

2. keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt ist oder 

3. eine im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern überragende Marktstellung hat. 

(2) Der räumlich relevante Markt kann weiter sein als der Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

(2a) Der Annahme eines Marktes steht nicht entgegen, dass eine Leistung unentgeltlich er-

bracht wird. 

(3) Bei der Bewertung der Marktstellung eines Unternehmens im Verhältnis zu seinen Wett-

bewerbern ist insbesondere Folgendes zu berücksichtigen: 

1. sein Marktanteil, 

2. seine Finanzkraft, 

3. sein Zugang zu wettbewerbsrelevanten Daten, 

4. sein Zugang zu den Beschaffungs- oder Absatzmärkten, 

5. Verflechtungen mit anderen Unternehmen, 

6. rechtliche oder tatsächliche Schranken für den Marktzutritt anderer Unternehmen, 

7. der tatsächliche oder potenzielle Wettbewerb durch Unternehmen, die innerhalb 

oder außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes ansässig sind, 

8. die Fähigkeit, sein Angebot oder seine Nachfrage auf andere Waren oder gewerb-

liche Leistungen umzustellen, sowie 

9. die Möglichkeit der Marktgegenseite, auf andere Unternehmen auszuweichen. 
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(3a) Insbesondere bei mehrseitigen Märkten und Netzwerken sind bei der Bewertung der 

Marktstellung eines Unternehmens auch zu berücksichtigen: 

1. direkte und indirekte Netzwerkeffekte, 

2. die parallele Nutzung mehrerer Dienste und der Wechselaufwand für die Nutzer, 

3. seine Größenvorteile im Zusammenhang mit Netzwerkeffekten, 

4. sein Zugang zu wettbewerbsrelevanten Daten, 

5. innovationsgetriebener Wettbewerbsdruck. 

(3b) Bei der Bewertung der Marktstellung eines Unternehmens, das als Vermittler auf 

mehrseitigen Märkten tätig ist, ist insbesondere auch die Bedeutung der von ihm 

erbrachten Vermittlungsdienstleistungen für den Zugang zu Beschaffungs- und 

Absatzmärkten zu berücksichtigen. 

(4) Es wird vermutet, dass ein Unternehmen marktbeherrschend ist, wenn es einen 

Marktanteil von mindestens 40 Prozent hat. 

(5) Zwei oder mehr Unternehmen sind marktbeherrschend, soweit 

1. zwischen ihnen für eine bestimmte Art von Waren oder gewerblichen Leistungen 

ein wesentlicher Wettbewerb nicht besteht und 

2. sie in ihrer Gesamtheit die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllen. 

(6) Eine Gesamtheit von Unternehmen gilt als marktbeherrschend, wenn sie 

1. aus drei oder weniger Unternehmen besteht, die zusammen einen Marktanteil von 

50 Prozent erreichen, oder 

2. aus fünf oder weniger Unternehmen besteht, die zusammen einen Marktanteil von 

zwei Dritteln erreichen. 

(7) Die Vermutung des Absatzes 6 kann widerlegt werden, wenn die Unternehmen nachwei-

sen, dass 

1. die Wettbewerbsbedingungen zwischen ihnen wesentlichen Wettbewerb erwarten 

lassen oder 

2.  die Gesamtheit der Unternehmen im Verhältnis zu den übrigen Wettbewerbern 

keine überragende Marktstellung hat. 

(8) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie berichtet den gesetzgebenden Kör-

perschaften nach Ablauf von drei Jahren nach Inkrafttreten der Regelungen in den Absät-

zen 2a und 3a über die Erfahrungen mit den Vorschriften. 

 

§ 19 Verbotenes Verhalten von marktbeherrschenden Unternehmen 

(1) Der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung durch ein oder mehrere Unterneh-

men ist verboten. 

(2) Ein Missbrauch liegt insbesondere vor, wenn ein marktbeherrschendes Unternehmen als 

Anbieter oder Nachfrager einer bestimmten Art von Waren oder gewerblichen Leistungen 
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1. ein anderes Unternehmen unmittelbar oder mittelbar unbillig behindert oder ohne 

sachlich gerechtfertigten Grund unmittelbar oder mittelbar anders behandelt als 

gleichartige Unternehmen; 

2. Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingungen fordert, die von denjenigen abwei-

chen, die sich bei wirksamem Wettbewerb mit hoher Wahrscheinlichkeit ergeben 

würden; hierbei sind insbesondere die Verhaltensweisen von Unternehmen auf 

vergleichbaren Märkten mit wirksamem Wettbewerb zu berücksichtigen; 

3. ungünstigere Entgelte oder sonstige Geschäftsbedingungen fordert, als sie das 

marktbeherrschende Unternehmen selbst auf vergleichbaren Märkten von gleich-

artigen Abnehmern fordert, es sei denn, dass der Unterschied sachlich gerechtfer-

tigt ist; 

4. sich weigert, ein anderes Unternehmen gegen angemessenes Entgelt mit einer 

solchen Ware oder gewerblichen Leistung zu beliefern, insbesondere ihm Zugang 

zu Daten, zu Netzen oder anderen Infrastruktureinrichtungen zu gewähren, und die 

Belieferung oder die Gewährung des Zugangs objektiv notwendig ist, um auf einem 

vor- oder nachgelagerten Markt tätig zu sein und die Weigerung den wirksamen 

Wettbewerb auf diesem Markt auszuschalten droht, es sei denn, die Wiegerung ist 

sachlich gerechtfertigt; 

5. andere Unternehmen dazu auffordert, ihm ohne sachlich gerechtfertigten Grund 

Vorteile zu gewähren; hierbei ist insbesondere zu berücksichtigen, ob die Auffor-

derung für das andere Unternehmen nachvollziehbar begründet ist und ob der 

geforderte Vorteil in einem angemessenen Verhältnis zum Grund der Forderung 

steht. 

(3) Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 und Nummer 5 gilt auch für Vereinigungen 

von miteinander im Wettbewerb stehenden Unternehmen im Sinne der §§ 2, 3 und 28 

Absatz 1, § 30 Absatz 2a, 2b und § 31 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4. Absatz 1 in Verbindung 

mit Absatz 2 Nummer 1 gilt auch für Unternehmen, die Preise nach § 28 Absatz 2 oder § 

30 Absatz 1 Satz 1 oder § 31 Absatz 1 Nummer 3 binden. 

 

§ 19a Missbräuchliches Verhalten von Unternehmen mit überragender marktübergreifender 

Bedeutung für den Wettbewerb 

(1) Das Bundeskartellamt kann durch Verfügung feststellen, dass einem Unternehmen, das 

in erheblichem Umfang auf Märkten im Sinne des § 18 Absatz 3a tätig ist, eine überragen-

de marktübergreifende Bedeutung für den Wettbewerb zukommt. Bei der Feststellung 

der überragenden marktübergreifenden Bedeutung eines Unternehmens für den Wettbe-

werb sind insbesondere zu berücksichtigen: 

1. seine marktbeherrschende Stellung auf einem oder mehreren Märkten, 

2. seine Finanzkraft oder sein Zugang zu sonstigen Ressourcen, 

3. seine vertikale Integration und seine Tätigkeit auf in sonstiger Weise miteinander 

verbundenen Märkten, 

4. sein Zugang zu wettbewerbsrelevanten Daten, 
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5. die Bedeutung seiner Tätigkeit für den Zugang Dritter zu Beschaffungs- und Ab-

satzmärkten sowie sein damit verbundener Einfluss auf die Geschäftstätigkeit Drit-

ter. 

Die Verfügung nach Satz 1 ist auf fünf Jahre nach Eintritt der Bestandskraft zu befristen. 

(2) Das Bundeskartellamt kann im Falle einer Feststellung nach Absatz 1 dem Unternehmen 

untersagen, 

1. beim Vermitteln des Zugangs zu Beschaffungs- und Absatzmärkten die eigenen 

Angebote gegenüber denen von Wettbewerbern bevorzugt zu behandeln, insbe-

sondere 

a) die eigenen Angebote bei der Darstellung zu bevorzugen; 

b) ausschließlich eigene Angebote auf Geräten vorzuinstallieren oder in ande-

rer Weise in Angebote des Unternehmens zu integrieren; 

2. Maßnahmen zu ergreifen, die andere Unternehmen in ihrer Geschäftstätigkeit auf 

Beschaffungs- oder Absatzmärkten behindern, wenn die Tätigkeit des Unterneh-

mens für den Zugang zu diesen Märkten Bedeutung hat, insbesondere 

a) Maßnahmen zu ergreifen, die zu einer ausschließlichen Vorinstallation oder 

Integration von Angeboten des Unternehmens führen; 

b) andere Unternehmen daran zu hindern oder es ihnen zu erschweren, ihre 

eigenen Angebote zu bewerben oder Abnehmer auch über andere als die von 

dem Unternehmen bereitgestellten oder vermittelten Zugänge zu erreichen; 

3. Wettbewerber auf einem Markt, auf dem das Unternehmen seine Stellung, auch 

ohne marktbeherrschend zu sein, schnell ausbauen kann, unmittelbar oder mittel-

bar zu behindern, insbesondere 

a) die Nutzung eines Angebots des Unternehmens mit einer dafür nicht erfor-

derlichen automatischen Nutzung eines weiteren Angebots des Unterneh-

mens zu verbinden, ohne dem Nutzer des Angebots ausreichende Wahlmög-

lichkeiten hinsichtlich des Umstands und der Art und Weise der Nutzung des 

anderen Angebots einzuräumen; 

b) die Nutzung eines Angebots des Unternehmens von der Nutzung eines an-

deren Angebots des Unternehmens abhängig zu machen; 

4. durch die Verarbeitung wettbewerbsrelevanter Daten, die das Unternehmen ge-

sammelt hat, Marktzutrittsschranken zu errichten oder spürbar zu erhöhen, oder 

andere Unternehmen in sonstiger Weise zu behindern, oder Geschäftsbedingungen 

zu fordern, die eine solche Verarbeitung zulassen, insbesondere 

a) die Nutzung von Diensten davon abhängig zu machen, dass Nutzer der Verar-

beitung von Daten aus anderen Diensten des Unternehmens oder eines Dritt-

anbieters zustimmen, ohne den Nutzern eine ausreichende Wahlmöglichkeit 

hinsichtlich des Umstands, des Zwecks und der Art und Weise der Verarbei-

tung einzuräumen; 

b) von anderen Unternehmen erhaltene wettbewerbsrelevante Daten zu ande-

ren als für die Erbringung der eigenen Dienste gegenüber diesen Unterneh-

men erforderlichen Zwecken zu verarbeiten, ohne diesen Unternehmen eine 
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ausreichende Wahlmöglichkeit hinsichtlich des Umstands, des Zwecks und 

der Art und Weise der Verarbeitung einzuräumen; 

5. die Interoperabilität von Produkten oder Leistungen oder die Portabilität von Daten 

zu verweigern oder zu erschweren und damit den Wettbewerb zu behindern; 

6. andere Unternehmen unzureichend über den Umfang, die Qualität oder den Erfolg 

der erbrachten oder beauftragten Leistung zu informieren oder ihnen in anderer 

Weise eine Beurteilung des Wertes dieser Leistung zu erschweren; 

7. für die Behandlung von Angeboten eines anderen Unternehmens Vorteile zu for-

dern, die in keinem angemessenen Verhältnis zum Grund der Forderung stehen, 

insbesondere 

a) für deren Darstellung die Übertragung von Daten oder Rechten zu fordern, die da-

für nicht zwingend erforderlich sind; 

b) die Qualität der Darstellung dieser Angebote von der Übertragung von Daten oder 

Rechten abhängig zu machen, die hierzu in keinem angemessenen Verhältnis ste-

hen. 

Dies gilt nicht, soweit die jeweilige Verhaltensweise sachlich gerechtfertigt ist. Die Darle-

gungs- und Beweislast obliegt insoweit dem Unternehmen. § 32 Absatz 2 und 3, die §§ 

32a und 32b gelten entsprechend. Die Verfügung nach Absatz 2 kann mit der Feststellung 

nach Absatz 1 verbunden werden. 

(3) Die §§ 19 und 20 bleiben unberührt. 

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie berichtet den gesetzgebenden Kör-

perschaften nach Ablauf von vier Jahren nach Inkrafttreten der Regelungen in den Ab-

sätzen 1 und 2 über die Erfahrungen mit der Vorschrift. 

 

§ 20 Verbotenes Verhalten von Unternehmen mit relativer oder überlegener Marktmacht 

(1) § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 gilt auch für Unternehmen und Ver-

einigungen von Unternehmen, soweit von ihnen andere Unternehmen als Anbieter oder 

Nachfrager einer bestimmten Art von Waren oder gewerblichen Leistungen in der Weise 

abhängig sind, dass ausreichende und zumutbare Möglichkeiten, auf dritte Unternehmen 

auszuweichen, nicht bestehen und ein deutliches Ungleichgewicht zur Gegenmacht der 

anderen Unternehmen besteht (relative Marktmacht). § 19 Absatz 1 in Verbindung mit 

Absatz 2 Nummer 1 gilt ferner auch für Unternehmen, die als Vermittler auf mehrseitigen 

Märkten tätig sind, soweit andere Unternehmen mit Blick auf den Zugang zu Be-

schaffungs- und Absatzmärkten von ihrer Vermittlungsleistung in der Weise abhängig 

sind, dass ausreichende und zumutbare Ausweichmöglichkeiten nicht bestehen. Es wird 

vermutet, dass ein Anbieter einer bestimmten Art von Waren oder gewerblichen Leis-

tungen von einem Nachfrager abhängig im Sinne des Satzes 1 ist, wenn dieser Nachfrager 

bei ihm zusätzlich zu den verkehrsüblichen Preisnachlässen oder sonstigen Leis-

tungsentgelten regelmäßig besondere Vergünstigungen erlangt, die gleichartigen Nach-

fragern nicht gewährt werden. 
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(1a) Eine Abhängigkeit nach Absatz 1 kann sich auch daraus ergeben, dass ein Unternehmen 

für die eigene Tätigkeit auf den Zugang zu Daten angewiesen ist, die von einem anderen 

Unternehmen kontrolliert werden. Die Verweigerung des Zugangs zu solchen Daten ge-

gen angemessenes Entgelt kann eine unbillige Behinderung nach Absatz 1 in Verbindung 

mit § 19 Absatz 1, Absatz 2 Nummer 1 darstellen. Dies gilt auch dann, wenn ein Geschäfts-

verkehr für diese Daten bislang nicht eröffnet ist. 

(2) § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 5 gilt auch für Unternehmen und Ver-

einigungen von Unternehmen im Verhältnis zu den von ihnen abhängigen Unternehmen. 

(3) Unternehmen mit gegenüber kleinen und mittleren Wettbewerbern überlegener Markt-

macht dürfen ihre Marktmacht nicht dazu ausnutzen, solche Wettbewerber unmittelbar 

oder mittelbar unbillig zu behindern. Eine unbillige Behinderung im Sinne des Satzes 1 

liegt insbesondere vor, wenn ein Unternehmen 

1. Lebensmittel im Sinne des Artikels 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und 

Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde 

für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebens-

mittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung 

(EU) 2019/1381 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, S. 1) geändert worden ist, unter Ein-

standspreis oder 

2. andere Waren oder gewerbliche Leistungen nicht nur gelegentlich unter Einstands-

preis oder 

3. von kleinen oder mittleren Unternehmen, mit denen es auf dem nachgelagerten 

Markt beim Vertrieb von Waren oder gewerblichen Leistungen im Wettbewerb 

steht, für deren Lieferung einen höheren Preis fordert, als es selbst auf diesem 

Markt 

anbietet, es sei denn, dies ist jeweils sachlich gerechtfertigt. Einstandspreis im Sinne des 

Satzes 2 ist der zwischen dem Unternehmen mit überlegener Marktmacht und seinem 

Lieferanten vereinbarte Preis für die Beschaffung der Ware oder Leistung, auf den allge-

mein gewährte und im Zeitpunkt des Angebots bereits mit hinreichender Sicherheit fest-

stehende Bezugsvergünstigungen anteilig angerechnet werden, soweit nicht für be-

stimmte Waren oder Leistungen ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist. Das Anbieten 

von Lebensmitteln unter Einstandspreis ist sachlich gerechtfertigt, wenn es geeignet ist, 

den Verderb oder die drohende Unverkäuflichkeit der Waren beim Händler durch 

rechtzeitigen Verkauf zu verhindern sowie in vergleichbar schwerwiegenden Fällen. 

Werden Lebensmittel an gemeinnützige Einrichtungen zur Verwendung im Rahmen ihrer 

Aufgaben abgegeben, liegt keine unbillige Behinderung vor. 

(3a) Eine unbillige Behinderung im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 liegt auch vor, wenn ein Unter-

nehmen mit überlegener Marktmacht auf einem Markt im Sinne des § 18 Absatz 3a die 

eigenständige Erzielung von Netzwerkeffekten durch Wettbewerber behindert und 

hierdurch die ernstliche Gefahr begründet, dass der Leistungswettbewerb in nicht uner-

heblichem Maße eingeschränkt wird. 



 

 

compliance consultancy | arete Corporate Compliance & Ethics Unip. LDA
Tel: +49(0)160 766 7960| www.compliance-consultancy.de | info@compliance-consultancy.de      Seite 8 von 8

 

(4)  Ergibt sich auf Grund bestimmter Tatsachen nach allgemeiner Erfahrung der Anschein, 

dass ein Unternehmen seine Marktmacht im Sinne des Absatzes 3 ausgenutzt hat, so 

obliegt es diesem Unternehmen, den Anschein zu widerlegen und solche anspruchsbe-

gründenden Umstände aus seinem Geschäftsbereich aufzuklären, deren Aufklärung dem 

betroffenen Wettbewerber oder einem Verband nach § 33 Absatz 4 nicht möglich, dem 

in Anspruch genommenen Unternehmen aber leicht möglich und zumutbar ist. 

(5) Wirtschafts- und Berufsvereinigungen sowie Gütezeichengemeinschaften dürfen die Auf-

nahme eines Unternehmens nicht ablehnen, wenn die Ablehnung eine sachlich nicht ge-

rechtfertigte ungleiche Behandlung darstellen und zu einer unbilligen Benachteiligung des 

Unternehmens im Wettbewerb führen würde. 

 

§ 21 Boykottverbot, Verbot sonstigen wettbewerbsbeschränkenden Verhaltens 

(1) Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen dürfen nicht ein anderes Unterneh-

men oder Vereinigungen von Unternehmen in der Absicht, bestimmte Unternehmen un-

billig zu beeinträchtigen, zu Liefersperren oder Bezugssperren auffordern. 

(2) Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen dürfen anderen Unternehmen keine 

Nachteile androhen oder zufügen und keine Vorteile versprechen oder gewähren, um sie 

zu einem Verhalten zu veranlassen, das nach folgenden Vorschriften nicht zum Ge-

genstand einer vertraglichen Bindung gemacht werden darf: 

1. nach diesem Gesetz, 

2. nach Artikel 101 oder 102 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union oder 

3. nach einer Verfügung der Europäischen Kommission oder der Kartellbehörde, die 

auf Grund dieses Gesetzes oder auf Grund der Artikel 101 oder 102 des Vertrages 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union ergangen ist. 

(3) Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen dürfen andere Unternehmen nicht 

zwingen, 

1. einer Vereinbarung oder einem Beschluss im Sinne der §§ 2, 3, 28 Absatz 1 oder § 

30 Absatz 2a oder Absatz 2b beizutreten oder 

2. sich mit anderen Unternehmen im Sinne des § 37 zusammenzuschließen oder 

3. in der Absicht, den Wettbewerb zu beschränken, sich im Markt gleichförmig zu 

verhalten. 

(4) Es ist verboten, einem Anderen wirtschaftlichen Nachteil zuzufügen, weil dieser ein Ein-

schreiten der Kartellbehörde beantragt oder angeregt hat. 

 

 


